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Es war ein barbarischer Akt: Kaltblütig 

und systematisch haben die Terroristen 

in Paris versucht, wahllos so viele Men-

schen wie möglich umzubringen. Die 

Terroristen wollen damit erreichen,  

dass jeder sich bedroht fühlt. Dass jeder 

Angst hat, der nächste zu sein.  

Und das überall. In der Türkei haben 

Islamisten im Oktober 100 Menschen 

auf einer Demonstration getötet. Kurz 

darauf 224 russische Urlauber in einem 

Flugzeug. Dann 44 Menschen in einem 

Kaufhaus im Libanon. Und vor einer 

Woche 27 Menschen in einem Hotel in 

Mali. Ja, diese Terroristen sind Feinde 

der gesamten Menschheit! Und deshalb 

auch Feinde der Arbeiterbewegung.  
 

Der Anschlag in Paris hat viele hier be-

sonders getroffen, weil er so nah war. 

Doch diese Barbarei ist nicht weit von 

uns bereits ein Dauerzustand. Im Irak, in 

Afghanistan, Pakistan, Nigeria vergeht 

keine Woche mehr ohne einen Terror-

anschlag. Und der Krieg in Syrien hat 

bereits 250.000 Menschen getötet. 
 

Ja, mit dem Attentat von Paris haben wir 

einen ganz kleinen Eindruck von dem 

Horror bekommen, dem viele Bevölke-

rungen täglich ausgesetzt sind. Denn 

alle zu terrorisieren und Angst zu ver-

breiten, das ist das Mittel dieser islamis-

tischen Banden, um sich Bevölkerungen 

zu unterwerfen und zu herrschen. Und 

dabei ist ihnen völlig gleichgültig, ob sie 

Christen oder Muslime terrorisieren. Die 

meisten ihrer Opfer sind sogar Muslime.  
 

Sofort nach den Anschlägen haben die 

ersten Politiker die Lage ausgenutzt, um 

die Schließung der Grenzen für Flücht-

linge zu fordern… um uns angeblich vor 

Terroristen zu schützen. Was für eine 

widerwärtige Lüge! Alle Attentäter, die 

identifiziert werden konnten, waren 

Franzosen oder Belgier. Vor ihnen kann 

man die Grenzen nicht schließen. Sie 

sind bereits da, sie sind hier geboren. 

oder wie Israel, das die gesamte palästi-

nensische Bevölkerung in ein großes 

Gefangenenlager gesperrt hat.  

Und wenn den westlichen Staaten ein 

Regime nicht mehr passt, dann bewaff-

nen sie irgendwelche Oppositionsgrup-

pen, ganz egal was für Monster das sind 

und was sie langfristig damit anrichten. 

Sowohl die Taliban wie den IS hat der 

Westen selber bewaffnet!  
 

Ja, die imperialistischen Staaten haben 

die islamistischen Terroristen selber 

hervorgebracht. Und deren Barbarei ist 

letztlich nichts als die Fortsetzung der 

barbarischen Methoden, mit denen die 

westlichen Großmächte in diesen Län-

dern ihre Herrschaft und die Ausbeutung 

durch ihre Konzerne durchsetzten.  
 

Deutschland und Europa können keine 

Inseln der Sicherheit und des Friedens 

in einem Meer aus Elend und Krieg sein. 

Wir können uns nicht abschotten: Die 

Barbarei dieses Gesellschaftssystems 

holt zwangsläufig auch uns ein.  

Denn eine Welt, in der 67 Familien so 

viel besitzen wie 3,5 Milliarden Men-

schen; eine Welt, in der große Teile Afri-

kas und des Mittleren Ostens ein be-

gehrtes Paradies für Kapitalisten sind, 

aber die Hölle für die Bevölkerung – 

eine solche Welt muss Abscheulichkei-

ten erzeugen. Und die werden wir erst 

los, wenn wir das Übel an der Wurzel 

packen und die Herrschaft dieses irrsin-

nigen Wirtschaftssystems bekämpfen.  
 

Dafür ist es lebenswichtig, dass wir Ar-

beitenden – egal welcher Herkunft und 

Religion, egal ob Arbeitender in 

Deutschland, syrischer Flüchtling, Arbei-

ter im Irak oder in Mali – uns nicht spal-

ten lassen, sondern uns als eine Arbei-

terklasse begreifen: Als Verbündete, 

vereint durch das gemeinsame Interes-

se, uns gegen diese reiche Minderheit 

zu verteidigen, die uns ausbeutet und 

die Welt in die Barbarei stürzt. 

Die einzigen, vor denen man die Gren-

zen verschließen würde, sind die 

Flüchtlinge, die vor solchen Terroris-

ten fliehen. Und das würde heißen, sie 

in die Arme der Terroristen zurückzu-

schicken! Der IS kann sich über sol-

che Propaganda, die seine Opfer mit 

Terroristen gleichsetzt, nur freuen. 

 

Das Gerede hier über härtere Geset-

ze, über Schließung oder schärfere 

Kontrolle der Grenzen macht den 

Flüchtlingen das Leben noch schwe-

rer, und es schürt noch mehr Misstrau-

en und Ablehnung. Aber vor Terroris-

ten schützen sie uns damit nicht. 

 

Und erst recht bekämpfen sie die Ter-

roristen nicht, indem sie jetzt noch 

mehr Bomben auf die syrische Bevöl-

kerung werfen. Im Gegenteil: Solche 

Kriege bringen neue Terroristen her-

vor. Man sieht es doch. Seit 14 Jah-

ren, seit dem Anschlag auf das World 

Trade Center, führen sie ihre Kriege 

„gegen den Terror“. Damals gab es 

auf der Welt ein oder zwei Herde des 

Terrorismus. Heute gibt es Dutzende! 

 

Die Terroristen entstehen nicht aus 

dem Nichts. Sie sind das kranke Pro-

dukt einer kranken Weltordnung.  

Seit über 100 Jahren, seit der Koloni-

alzeit, sorgen die imperialistischen 

Staaten (USA, Frankreich, England, 

Deutschland) mit Krieg und Unterdrü-

ckung dafür, dass sie den Mittleren 

Osten und Afrika beherrschen. Damit 

die westlichen Konzerne die immen-

sen Rohstoffe dort ausschlachten kön-

nen: Erdöl, Gold, Diamanten, Uran…  

 

Und die westlichen Großmächte hat-

ten und haben nie Skrupel, sich dabei 

auch auf finsterste Diktaturen zu stüt-

zen: Auf Regime wie Saudi-Arabien, 

das Ehebrecher öffentlich steinigt und 

Regime-Kritiker geköpft und gekreu-

zigt durch die Straßen tragen lässt… 

Paris: Wenn die weltweite Barbarei dieser Gesellschaft uns einholt 
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Statt endlosem Gerede über Überforderung und Obergrenzen – 

massive Einstellungen im Öffentlichen Dienst! 

Es gäbe so viele wichtige und dringende 

Sachen für die Flüchtlinge zu tun. Doch 

stattdessen diskutieren die großen Par-

teien seit Wochen ununterbrochen im-

mer nur über eins: Wie man verhindern 

könne, dass weitere Flüchtlinge nach 

Deutschland kommen. Jetzt will man 

afrikanische Diktatoren dafür bezahlen, 

dass sie versuchen, mit ihrer Armee die 

Flüchtlinge im Land festzuhalten. Das-

selbe soll der türkische Präsident Erdo-

gan tun. 

 

Die CSU und Teile der CDU kommen 

außerdem jede Woche mit einer neuen 

Forderung: Man solle Flüchtlinge in 

Massenlager an der Grenze stecken 

und sie im Schnellverfahren wieder ab-

schieben.  

Man solle ihnen verbieten, ihre Kinder 

nachzuholen, selbst wenn diese noch 

mitten im Kriegsgebiet leben. Dazu im-

mer wieder die Diskussion um eine 

„Obergrenze“ für Flüchtlinge. Und bei 

jeder neuen Forderung des rechten Flü-

gels dauert es nur einige Wochen, bevor 

CDU und SPD nachgeben und einen 

Teil davon umsetzen. 

 

CDU und SPD wissen dabei ganz ge-

nau: Keine dieser Maßnahmen wird die 

Menschen daran hindern, vor Krieg und 

Unterdrückung zu fliehen. Ja selbst 

wenn, wie die CSU fordert, an jedem 

Grenzübergang ein Wachposten stehen 

und allen Flüchtlingen sagen würde: „Ihr 

dürft nicht mehr rein, unsere Obergren-

ze ist erreicht.“ Sollen wir etwa glauben, 

dass Flüchtlinge, die bereits tausende 

Kilometer lebensgefährliche Flucht und 

zig verschlossene Grenzen hinter sich 

haben, nun einfach umkehren und mit 

ihrer Familie wieder in den Bombenha-

städtische Arbeitsplatz – vom Angestell-

ten im Jugend- oder Bürgeramt bis zur 

Köchin in der Kita – wurde nicht mehr 

wiederbesetzt.  

Den alten Zustand vor diesen Sparplä-

nen wiederherzustellen, wäre das abso-

lute Minimum, was die Städte jetzt 

bräuchten. Doch was passiert? Für die 

690 Arbeitsplätze, die in Essen in den 

letzten fünf Jahren vernichtet wurden, 

werden jetzt sage und schreibe 65 Be-

schäftigte neu eingestellt – und die zum 

Teil nur befristet. 

 

Der Bund muss den Städten das Geld 

für die hunderttausenden Arbeitsplätze 

zurückgeben, die in den letzten Jahren 

gestrichen wurden – und die auch vor 

der Ankunft der Flüchtlinge schon 

schmerzlich gefehlt haben: Erzieherin-

nen, Lehrer, Übersetzer, Verwaltungs-

angestellte, Sozialarbeiter, Therapeu-

ten, aber auch Handwerker, Maurer, 

Hausmeister und Köche. Das würde – 

anders als all ihre erniedrigenden Ge-

setze – tatsächlich etwas ändern, und 

zwar für die Flüchtlinge und für uns alle. 

 

Denn letztlich ist es für uns alle wichtig, 

dass die öffentlichen und die sozialen 

Dienste, die der einfachen Bevölkerung 

nutzen, nicht immer weiter kaputt ge-

spart werden. Doch das bedeutet, nicht 

an die Schwächsten, sondern an die 

Großkapitalisten dranzugehen: An die, 

die allein durch ihre Steuer-Flucht den 

EU-Staaten jährlich 1.000 Milliarden 

Euro unterschlagen. Allein von dieser 

Summe könnte man nicht eine Million, 

sondern 50 Millionen Flüchtlinge an-

ständig versorgen.  

gel oder die Arme islamistischer Ban-

den zurückkehren? 

 

Nein, keine ihrer Maßnahmen verrin-

gert die Zahl der Flüchtlinge. Sie ma-

chen nur die Lage der Flüchtlinge noch 

schlimmer. Sie bestärken außerdem 

die Rechten darin, noch mehr Propa-

ganda gegen die Flüchtlinge zu ma-

chen. Und sie lenken von dem eigentli-

chen Problem ab: Nämlich davon, 

dass die Regierung viel redet, aber 

fast nichts Konkretes tut.  

Die Regierung lässt die Städte mit fast 

allem allein. Während sich die Kom-

munen um die Unterbringungen von 

hunderttausenden Flüchtlingen küm-

mern, hat der Bund – der ganz andere 

Möglichkeiten hätte – gerade einmal 

zehntausend Plätze für Flüchtlinge 

geschaffen.  

 

Die Städte wären auch nicht überfor-

dert, wenn die Regierung ihnen nicht 

seit Jahren ein Sparprogramm nach 

dem anderen aufgezwungen hätte: In 

einer Stadt wie Essen sind in den letz-

ten zehn Jahren 16 Grundschulen ge-

schlossen worden. Und jeder zweite 

Eine der 16 Grundschulen, die in den letzten 10 Jahren in Essen geschlossen wur-
den. Heute fehlt es an Plätzen und Lehrern für alle Schüler. 

Personalmangel im Berliner Gesundheits- und Sozialamt: Bei Kälte und Nässe 
müssen täglich hunderte Flüchtlinge draußen Schlange stehen. 
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Ein Liebesdienst unter Freunden 
 

Jetzt wurde bekannt, dass die EU-Kommission schon seit drei Jahren wusste, dass 

die Abgas-Software vieler Autokonzerne die Werte fälschen kann. Doch sie hat be-

wusst nichts unternommen. Die deutsche Regierung war nicht besser.  

Schon vor mehreren Jahren wollte der TÜV Nord die Abgas-Software bei den Autos 

kontrollieren. Doch unter dem Vorwand, diese Software sei ein „Betriebsgeheimnis“ 

des jeweiligen Autoherstellers, hat die Regierung diese Kontrolle verboten. 
 

Alle diese Politiker tun heute so moralisch empört über den VW-Skandal. Doch in 

Wahrheit haben sie jahrelang dafür gesorgt, dass VW und sicher auch andere Auto-

konzerne ungestraft betrügen und entsprechende Profite einfahren konnten.  
 

Und sie lassen die Autokonzerne auch jetzt nicht im Stich. Zwar hat sich mit dem 

neuen Messverfahren, das die Abgas-Werte nicht mehr im Labor, sondern im nor-

malen Fahrbetrieb misst, jetzt herausgestellt: Fast kein Auto, egal von welcher Mar-

ke, hält die neuen Grenzwerte der EU für Stickoxide ein.  

Doch die Autokonzerne müssen sich keine Sorgen machen, dass sie nachrüsten 

oder Strafe zahlen müssen. Die Regierungen der EU haben einfach beschlossen, 

dass die Autokonzerne diese Abgaswerte noch mehrere Jahre lang weiter um bis zu 

100% überschreiten dürfen. Ganz ohne Betrugssoftware diesmal, sondern offiziell 

von der Regierung abgesegnet. 

Betriebsgeheimnis  

ist Betrug 
 

Vieles über das Ausmaß des Betrugs 

bei VW wird heute nur deshalb bekannt, 

weil Ingenieure und andere Beschäftig-

te von VW jetzt das Betriebsgeheimnis 

brechen und offen reden.  

 

Anders als die VW-Bosse haben diese 

Beschäftigten den Betrug weder ent-

schieden noch davon profitiert. Doch 

sie wussten vieles. Denn sie mussten 

den Betrug in die Tat umsetzen und 

darüber schweigen. Sonst riskierten sie 

ihren Job.  
 

Auch deshalb muss das Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnis abgeschafft wer-

den. Es dient einzig dazu, dass die 

Konzerne hinter verschlossenen Türen, 

unkontrolliert und ungestraft betrügen, 

Pläne aushecken und Gelder verschie-

ben können.  

Alle Arbeitenden müssen stattdessen 

das Recht haben zu sagen, was sie 

wissen, müssen alle Machenschaften 

ihrer Unternehmen sofort aufdecken 

dürfen – und dabei die Garantie haben, 

ihren Arbeitsplatz nicht zu verlieren. 

Eine Woche lang haben viele der 

19.000 Flugbegleiter (Stewardessen) 

der Lufthansa gestreikt: für den Erhalt 

ihrer Betriebsrenten und dagegen, dass 

ein Teil der Lufthansa zu einer neuen 

Billigfluggesellschaft wird, mit deutlich 

schlechteren Löhnen.  

Von den Managern der Lufthansa und 

von den Medien wurden sie dafür als 

„Egoisten“ beschimpft, die nur ihre 

„Privilegien verteidigen“ würden. Privile-

gien? Für eine Arbeit, bei der man näch-

telang nicht zuhause ist und keine gere-

gelten Arbeitszeiten hat, bekommen die 

meisten Flugbegleiterinnen zwischen 

1600 und 3100 Euro brutto im Monat. 

Das sind für den Manager der Lufthansa 

„privilegierte Löhne“. Dieser Manager, 

der pro Tag (!) mehr als doppelt so viel 

verdient wie eine Flugbegleiterin im Mo-

nat, wagt es, den Flugbegleiterinnen 

Egoismus vorzuwerfen, weil diese ihre 

Betriebsrente verteidigen? Und weil 

sie verhindern wollen, dass tausende 

Kolleginnen in einer neuen Billigflug-

gesellschaft zu deutlich schlechteren 

Löhnen und ohne einen Cent Be-

triebsrente arbeiten müssen? 

 

Die Beschäftigten haben das Recht, 

dafür zu kämpfen, dass ihre Löhne 

und Renten nicht weiter sinken. Sie 

müssen es sogar tun, weil der Profit-

Egoismus der Bosse ihre Lebensbe-

dingungen immer weiter verschlech-

tert. Und gegen diesen Profit-

Egoismus helfen eben keine „klugen 

Worte am Verhandlungstisch“. Gegen 

ihn hilft nur, wenn die Bosse zu spüren 

bekommen, dass ohne die Arbeiten-

den der Betrieb nicht läuft… und auch 

nicht fliegt. 

Flugbegleiter der Lufthansa:  

Eine Woche Streik gegen  

den Diebstahl von Löhnen und Renten 

Strompreise:  

350.000 Menschen  

sitzen im Dunkeln  
 

Es ist ein trauriger Rekord: 350.000 

Menschen wurde 2014 der Strom abge-

stellt, weil sie ihre Rechnung nicht mehr 

bezahlen konnten. Das sind 12% mehr 

als noch vor zwei Jahren.  

Und jeder weiß, warum: Weil immer 

mehr Menschen so arm sind, dass sie 

selbst das Nötigste nicht mehr bezahlen 

können. Und weil die Stromkonzerne 

die Preise so sehr in die Höhe getrieben 

haben, dass die Stromrechnung längst 

keine „Neben“-Kosten mehr sind, und 

die Nachzahlung manchem dann end-

gültig den Rest gibt. 
 

Doch für wen schnürt die Regierung 

gerade ein „Strom-Hilfspaket“ über 1,6 

Milliarden Euro? Für solche Notlagen? 

Nein, die 1,6 Milliarden Euro gehen an 

die Stromkonzerne – während 350.000 

Arbeiter, Rentner und alleinerziehende 

Mütter mit Kerzen und ohne Herd allei-

ne klarkommen müssen. 
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Rente mit 75?! 
 

Die Regierung will „Anreize schaffen“ 

und dazu „ermutigen“, demnächst noch 

länger zu arbeiten. Für Unternehmer 

soll es billiger werden, wenn sie jeman-

den mit 70 Jahren noch beschäftigen. 

Und Arbeiter können in Zukunft weiter 

Rentenpunkte sammeln, also ihre Rente 

erhöhen, wenn sie „freiwillig“ länger als 

bis 67 arbeiten.  
 

Es ist zynisch: Erst hat die Regierung 

mit ihren ganzen Rentenreformen dafür 

gesorgt, dass viele Arbeiter nur noch 

Armutsrenten bekommen. Und jetzt 

„erlaubt“ sie diesen Arbeitern, bis 75 

oder noch länger zu schuften… um 

dadurch ihre Rente wieder ein klein we-

nig zu erhöhen. 

Wir Arbeiter können das „Recht“, noch 

länger zu arbeiten, nicht gebrauchen. 

Was wir nach Jahrzehnten der Maloche 

brauchen, ist das Recht auf eine ange-

messene Rente. 

Krankenpfleger: Jetzt erst recht! 

In vielen Krankenhäusern haben Arbei-

tende in den letzten Monaten gegen den 

unerträglichen Personalmangel protes-

tiert. Die Regierung wollte die Sache 

beruhigen und hat versprochen, ganze 3 

Arbeitsplätze mehr pro Krankenhaus zu 

schaffen. Selbst wenn sie diese grandio-

se Ankündigung tatsächlich umsetzen: 

Drei Krankenschwestern mehr pro 

Krankenhaus, das ist nicht mal ein 

Tropfen auf den heißen Stein, das ist 

einfach nur eine Frechheit!  

Die Regierung wollte die Beschäftigten 

in den Krankenhäusern beruhigen? Mit 

diesem Beschluss erreicht sie eher 

das Gegenteil.  

Ein Krankenhaus ist keine Fabrik 
 

Der Bundestag hat eine neue Krankenhaus-Reform beschlossen, die unter ande-

rem zum Ziel hat, zahlreiche, angeblich „überzählige“ Krankenhäuser zu schließen. 
  

Seit über 10 Jahren arbeiten die Regierungen mit verschiedenen Maßnahmen da-

rauf hin. Sie haben zum einen dafür gesorgt, dass die Krankenhäuser immer zu 

wenig Geld haben. Gleichzeitig haben sie Gesetze gemacht, durch die die Kranken-

häuser oft finanziell etwas besser dastehen, wenn sie einen Patienten nur kurz im 

Krankenhaus behalten. Patienten werden entsprechend immer schneller – und zum 

Teil noch schwerkrank – wieder entlassen. So behandelt heute jedes Krankenhaus 

in der gleichen Zeit doppelt so viele Patienten wie noch vor zwanzig Jahren.  

Da es aber ja nicht doppelt so viele Patienten in Deutschland gibt, sind nach ihrer 

Logik ein Teil der Krankenhäuser nicht mehr hundert Prozent „ausgelastet“: Und 

das ist nun heute das Argument, um diese Krankenhäuser nach und nach zu schlie-

ßen. 

Die Herrschenden behandeln Krankenhäuser, als wären sie Fabriken. Schneller, 

schneller, schneller – möglichst hohe „Stückzahl“ in möglichst kurzer Zeit. Doch 

diese Logik gehört nicht in ein Krankenhaus! Wir brauchen keine Schließung von 

Krankenhäusern, sondern weniger Auslastung und mehr Zeit für jeden Patienten. 

Gefährliche Nächte 
 

Um durchschnittlich 52 Patienten müssen sich Altenpfleger in den Pflegeheimen 

nachts alleine kümmern. 52 ältere Menschen, die sie umlagern oder zur Toilette 

bringen, deren Infusionen oder Bettwäsche sie wechseln oder denen sie helfen 

müssen, ihr Zimmer wiederzufinden. Und 52 ist nur der Durchschnitt: In einem 

Zehntel der Heime muss sich eine einzige Nachtschwester sogar um über 100 Pati-

enten kümmern. Diese Besetzung im Nachtdienst halten Regierung und Kranken-

kassen für normal und ausreichend, und zahlen entsprechend auch nicht mehr. 

Doch an diesen Zuständen ist nichts normal. Sie sind kriminell und gefährlich!  

Schöner Wohnen? 
 

 

Kurz nach den 4 Milliarden Euro für den Kauf der Gagfah will die Wohnungsgesell-

schaft Deutsche Annington (jetzt Vonovia) nun für weitere 14 Milliarden Euro die 

Deutsche Wohnen kaufen. 18 Milliarden Euro gibt sie also aus, nur um zwei andere 

Firmen aufzukaufen! Da wissen die Mieter im Essener Norden oder in Bochum im-

merhin, warum die Deutsche Annington ihnen jedes Jahr die Miete erhöht, kaputte 

Fenster und Aufzüge nicht repariert und warum der Schimmel gedeiht.  

Augen zu und abwarten 
 

Das Grundwasser ist 8,5 Quadratkilo-

meter rund um den Düsseldorfer Flug-

hafen mit dem krebserregenden Schad-

stoff PFT verseucht. Denn bevor man 

wusste, wie schädlich PFT ist, hat die 

Düsseldorfer Flughafen-Feuerwehr 

Löschschäume verwendet, die PFT 

enthielten.  

Allerdings ist das alles nicht erst seit 

kurzem bekannt. Der Flughafen und die 

Behörden wussten schon seit 2007, 

dass das Gelände verseucht ist. Nur 

kostet eine Sanierung den Flughafenbe-

treiber ja Geld. Also haben sie lieber 

jahrelang zugesehen, wie das PFT 

langsam ins Düsseldorfer Grundwasser 

und von da in den Rhein floss.  
 

Erst jetzt, nach fast 10 Jahren, zwingen 

die Behörden den Düsseldorfer Flugha-

fen endlich, das Gelände Stück für 

Stück zu reinigen. Doch das kann nun 

mehrere Jahre dauern. 

Wollen Sie uns erreichen?  

DAS ROTE TUCH -  
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen  

E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de    

Telefon:  0157 – 76493485 

www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 


